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W Sammlung der Rechtsprechung

URTEIL DES GERICHTS FUR DEN OFFENTLICHEN DIENST DER EUROPAISCHEN UNION
(Erste Kammer)

15. Juni 2010*
»Allgemeines Auswahlverfahren EPSO/AD/77/06 — Nichtzulassung zur schriftlichen Priiffung aufgrund
des in den Zulassungstests erzielten Ergebnisses — Befugnisse des EPSO*
In der Rechtssache F-35/08
betreffend eine Klage nach den Art. 236 EG und 152 EA,

Dimitrios Pachtitis, Bewerber im allgemeinen Auswahlverfahren EPSO/AD/77/06, wohnhaft in Athen
(Griechenland), Prozessbevollméchtigte: Rechtsanwilte P. Giatagantzidis und S. Stavropoulou,

Klager,
unterstiutzt durch

Européischer Datenschutzbeauftragter, vertreten durch H. Hijmans und M. V. Pérez Asinari als
Bevollméchtigte,

Streithelfer,
gegen
Europiische Kommission, vertreten durch J. Currall und I. Hadjiyiannis als Bevollmachtigte,
Beklagte,
erlasst
DAS GERICHT FUR DEN OFFENTLICHEN DIENST
(Erste Kammer)

unter Mitwirkung des Présidenten S. Gervasoni sowie der Richter H. Tagaras (Berichterstatter) und
H. Kreppel,

Kanzler: R. Schiano, Verwaltungsrat,
aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die miindliche Verhandlung vom 1. Dezember 2009

folgendes

* Verfahrenssprache: Griechisch.
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Urteil
Mit Klageschrift, die am 14. Méarz 2008 per Telefax bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen ist (die
Urschrift ist am 19. Marz 2008 eingegangen), beantragt Herr Pachtitis die Aufhebung erstens der
Entscheidung des Europidischen Amts fiir Personalauswahl (EPSO) vom 31. Mai 2007, mit der ihm
mitgeteilt wurde, dass er die Zulassungstests des allgemeinen Auswahlverfahrens EPSO/AD/77/06
nicht bestanden habe, zweitens der Entscheidung des EPSO vom 6. Dezember 2007, mit der seine

Beschwerde gegen die Entscheidung vom 31. Mai 2007 zuriickgewiesen wurde, und drittens aller
damit zusammenhédngenden Akte.

Rechtlicher Rahmen

Art. 27 des Statuts der Beamten der Européischen Union (im Folgenden: Statut) lautet:

»Bei der Einstellung ist anzustreben, dem Organ die Mitarbeit von Beamten zu sichern, die in Bezug
auf Befihigung, Leistung und Integritit hochsten Anspriichen geniigen; sie sind unter den
Staatsangehorigen der Mitgliedstaaten der [Union] auf moglichst breiter geografischer Grundlage
auszuwiahlen. Kein Dienstposten darf den Angehorigen eines bestimmten Mitgliedstaats vorbehalten
werden.”

Art. 28 des Statuts bestimmt:

,Zum Beamten darf nur ernannt werden, wer

a) Staatsangehoriger einer der Mitgliedstaaten der [Union] ist und die biirgerlichen Ehrenrechte
besitzt; von dem Erfordernis der Staatsangehorigkeit kann die Anstellungsbehorde absehen;

b) sich seinen Verpflichtungen aus den fiir ihn geltenden Wehrgesetzen nicht entzogen hat;

¢) den fir die Ausiibung des Amtes zu stellenden sittlichen Anforderungen geniigt;

d) die Bedingungen des in Anhang III geregelten Auswahlverfahrens auf Grund von
Befihigungsnachweisen oder Priifungen oder auf Grund von Befihigungsnachweisen und
Priifungen erfiillt hat; Artikel 29 Absatz 2 bleibt unberiihrt;

e) die fiir die Ausiibung seines Amtes erforderliche korperliche Eignung besitzt;

f) nachweist, dass er griindliche Kenntnisse in einer Sprache der [Union] und ausreichende
Kenntnisse in einer weiteren Sprache der [Union] in dem Umfang besitzt, in dem dies fiir die
Ausiibung seines Amtes erforderlich ist.”

Art. 29 des Statuts sieht vor:

»(1) Bei der Besetzung von Planstellen eines Organs priift die Anstellungsbehorde zunachst

a) die Moglichkeit [einer Besetzung]

innerhalb des Organs,

b) die Ubernahmeantrige von Beamten derselben Besoldungsgruppe aus anderen Organen und/oder
die Moglichkeiten der Durchfithrung eines Auswahlverfahrens innerhalb des Organs ...,
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und eroffnet sodann das Auswahlverfahren auf Grund von Befihigungsnachweisen oder Priifungen
oder auf Grund von Befihigungsnachweisen und Priifungen. ..

Dieses Auswahlverfahren kann auch zur Bildung einer Reserve fiir spétere Einstellungen durchgefiihrt
werden.

(2) Bei der Einstellung von hoheren Fiithrungskriften ... sowie in Ausnahmefillen fiir Dienstposten, die
besondere Fachkenntnisse erfordern, kann die Anstellungsbehorde ein anderes Verfahren als das
Auswahlverfahren anwenden.

(3) Die Organe konnen fiir jede Funktionsgruppe interne Auswahlverfahren auf Grund von
Befihigungsnachweisen und Priiffungen durchfiihren, die auf der Ebene der Besoldungsgruppe AST 6
oder dariiber bzw. der Besoldungsgruppe AD 9 oder dariiber stattfinden. ...

(4) Das Europdische Parlament fiihrt ... einmal alle fiinf Jahre fiir jede Funktionsgruppe ein internes
Auswahlverfahren auf Grund von Befihigungsnachweisen und Priiffungen durch, das auf der Ebene
der Besoldungsgruppe AST 6 oder dariiber bzw. der Besoldungsgruppe AD 9 oder dariiber stattfindet.

In Art. 30 des Statuts heifSt es:

»Fur jedes Auswahlverfahren bestellt die Anstellungsbehorde einen Priifungsausschuss. Dieser stellt ein
Verzeichnis der geeigneten Bewerber auf.

“«

Art. 3 des Anhangs III (,Auswahlverfahren®) des Statuts lautet:

»Der Priiffungsausschuss besteht aus einem von der Anstellungsbehorde bestellten Vorsitzenden und
aus Mitgliedern, die in gleicher Zahl von der Anstellungsbehorde und von der Personalvertretung
benannt werden.

Bei von zwei oder mehr Organen gemeinsam durchgefiihrten allgemeinen Auswahlverfahren besteht
der Priifungsausschuss aus einem von der Anstellungsbehoérde im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 des
Statuts ernannten Vorsitzenden und aus den Mitgliedern, die von der Anstellungsbehdrde im Sinne
des Artikels 2 Absatz 2 des Statuts auf Vorschlag der Organe bestellt werden, sowie aus Mitgliedern,
die von den Personalvertretungen der Organe einvernehmlich auf parititischer Grundlage bestellt
werden.

Der Priifungsausschuss kann zu bestimmten Priifungen einen oder mehrere Beisitzer mit beratender
Stimme hinzuziehen.

Die unter den Beamten ausgewdhlten Mitglieder des Priifungsausschusses miissen mindestens der
gleichen Funktions- und Besoldungsgruppe angehoren, die fiir den zu besetzenden Dienstposten

vorgesehen ist.

Zahlt ein Priifungsausschuss mehr als vier Mitglieder, so miissen ihm mindestens zwei Mitglieder jedes
Geschlechts angehoren.”

In Art. 5 des Anhangs III des Statuts heif3t es:

»Der Priiffungsausschuss nimmt von den [Bewerbungsunterlagen] Kenntnis und stellt das Verzeichnis
der Bewerber auf, die den Bedingungen der Stellenausschreibung entsprechen.
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Anschliefiend stellt der Priifungsausschuss das in Artikel 30 des Statuts vorgesehene Verzeichnis der
geeigneten Bewerber auf; die Zahl der in diesem Verzeichnis aufgefiihrten Bewerber muss nach
Moglichkeit mindestens doppelt so grof8 sein wie die Zahl der zu besetzenden Dienstposten.

Der Priifungsausschuss leitet der Anstellungsbehorde das Verzeichnis der geeigneten Bewerber und
einen mit Griinden versehenen Bericht zu, der gegebenenfalls die Bemerkungen der
Ausschussmitglieder enthalt.”

Art. 7 des Anhangs III des Statuts bestimmt:

»(1) Die Organe beauftragen nach Stellungnahme des Statutsbeirats das [EPSO], die erforderlichen
MafSnahmen zu ergreifen, um zu gewéhrleisten, dass in den Ausleseverfahren fiir Beamte der [Union]
sowie bei der Beurteilung und in den Priifungsverfahren gemafS den Artikeln 45 und 45a des Statuts
einheitliche Kriterien angewandt werden.

(2) Das [EPSO] hat folgende Aufgaben:
a) es fithrt auf Antrag einzelner Organe allgemeine Auswahlverfahren durch;

b) es leistet auf Antrag eines einzelnen Organs die technische Unterstiitzung bei der Durchfithrung
interner Auswahlverfahren, die das Organ selbst organisiert;

c) es legt den Inhalt aller von den Organen durchgefiihrten Priifungen fest, um sicherzustellen, dass
die Anforderungen nach Artikel 45a Absatz 1 Buchstabe c) des Statuts auf einheitliche und
kohédrente Weise erfiillt werden;

d) es tragt die allgemeine Verantwortung fiir die Definition der sprachlichen Fahigkeiten der
Beamten und die Durchfithrung der Beurteilung dieser Fdhigkeiten, um sicherzustellen, dass die
Anforderungen von Artikel 45 Absatz 2 des Statuts auf einheitliche und kohérente Weise erfiillt
werden.

(3) Auf Antrag eines Organs kann das [EPSO] im Zusammenhang mit der Auswahl von Beamten
weitere Aufgaben wahrnehmen.

(4) Auf Ersuchen unterstiitzt das [EPSO] die einzelnen Organe bei der Auslese von Bediensteten auf
Zeit und Vertragsbediensteten, und zwar insbesondere bei der Definition des Priifungsinhalts und der
Durchfithrung  der  Auswahlverfahren im  Rahmen der Artikel 12 und 82 der
Beschiftigungsbedingungen fiir die sonstigen Bediensteten.”

In den Erwidgungsgriinden des Beschlusses 2002/620/EG des Europiischen Parlaments, des Rates, der
Kommission, des Gerichtshofs, des Rechnungshofs, des Wirtschafts- und Sozialausschusses, des
Ausschusses der Regionen und des Europiischen Biirgerbeauftragten vom 25. Juli 2002 iber die
Errichtung des EPSO (ABL L 197, S. 53) (im Folgenden: Beschluss tiber die Errichtung des EPSO) heif3t
es:

»(1) Aus Griinden der Effizienz und Kostenwirksamkeit bei der Nutzung der Ressourcen ist es
erforderlich, ein gemeinsames interinstitutionelles Amt mit den Mitteln zur Auswahl von
Beamten und sonstigen Bediensteten [der Europédischen Union] auszustatten.

(2) Es ist angebracht, dass das so geschaffene interinstitutionelle Amt damit beauftragt wird, unter
Einhaltung der Statutsbestimmungen je nach Bedarf der einzelnen Organe Eignungslisten der
Bewerber der allgemeinen Auswahlverfahren aufzustellen; die Entscheidungen iber die
Ernennung der erfolgreichen Bewerber werden von den jeweiligen Anstellungsbehérden getroffen.
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In Art. 2 Abs. 1 des Beschlusses iiber die Errichtung des EPSO heif3t es:

»Das [EPSO] tibt die Befugnisse der Personalauswahl aus, die gemafd Artikel 30 Absatz 1 des Statuts
sowie Anhang III des Statuts den Anstellungsbehorden der Organe, die den vorliegenden Beschluss
unterzeichnet haben, iibertragen worden sind. ...“

Art. 3 des Beschlusses iiber die Errichtung des EPSO lautet:

»(1) Das [EPSO] stellt auf Antrag der in Artikel 2 genannten Anstellungsbehorden die Verzeichnisse
der geeigneten Bewerber zu den in Artikel 30 Unterabsatz 1 des Statuts genannten allgemeinen
Auswahlverfahren zu den Bedingungen gemif} Anhang III des Statuts auf.

(2) Das [EPSO] kann die Organe, Institutionen, Einrichtungen und Agenturen, die kraft der Vertrage
oder auf deren Grundlage geschaffen wurden, bei der Organisation interner Auswahlverfahren und
der Auswahl der sonstigen Bediensteten unterstiitzen.”

Art. 1 des Beschlusses 2002/621/EG der Generalsekretidre des Europiischen Parlaments, des Rates, der
Kommission, des Kanzlers des Gerichtshofs, der Generalsekretire des Rechnungshofes, des
Wirtschafts- und Sozialausschusses, des Ausschusses der Regionen und des Vertreters des
Biirgerbeauftragten vom 25. Juli 2002 iiber die Organisation und den Betrieb des EPSO (ABL L 197,
S. 56) (im Folgenden: Beschluss iiber die Organisation und den Betrieb des EPSO) lautet:

»(1) Das [EPSO] hat die Aufgabe, unter optimalen fachlichen und finanziellen Rahmenbedingungen
allgemeine Auswahlverfahren fiir Beamtinnen und Beamte zur Einstellung bei den Organen [der
Européischen Union] durchzufithren. Das [EPSO] stellt Eignungslisten auf, die es den Organen
ermoglichen, hoch qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einzustellen, die ihren
Anforderungen entsprechen.

(2) Im Einzelnen hat das [EPSO] folgende Aufgaben:

a) auf Antrag eines Organs Durchfithrung allgemeiner Auswahlverfahren zwecks Erstellung von
Verzeichnissen von Bewerberinnen und Bewerbern, die fiir eine Einstellung als Beamte geeignet
sind. Die Durchfithrung der Auswahlverfahren erfolgt gemifl dem Statut nach den gemaéf3
Artikel 6 Buchstabe c) festgelegten harmonisierten Kriterien und nach Maf3gabe des vom
Leitungsausschuss festgelegten Arbeitsprogramms;

b) intensive Zusammenarbeit mit den Organen zwecks Feststellung des von den Organen
angemeldeten kiinftigen Personalbedarfs sowie Aufstellung und Durchfiihrung eines Programms
von Auswahlverfahren, damit dieser Bedarf termingerecht erfiillt werden kann;

c¢) ausgehend von den bewihrtesten Praktiken Entwicklung von Methoden und Techniken zur
Personalauswahl entsprechend den Anforderungsprofilen fiir die einzelnen Personalkategorien der

Organe;

d) Bearbeitung und Kontrolle der Nutzung der ausgehend von interinstitutionellen Auswahlverfahren
aufgestellten Eignungslisten;

e) Vorlage von Jahresberichten iiber diese Téatigkeiten an die Organe.”

ECLILEU:F:2010:51 5
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Art. 2 des Beschlusses iiber die Organisation und den Betrieb des EPSO lautet:

»Die Anstellungsbehorde jedes einzelnen Organs stellt dem [EPSO] entsprechend der vom
Leitungsausschuss festgelegten ,Quote’, auf die in Artikel 6 Buchstabe i) Bezug genommen wird,
ausreichend Priifungsausschussmitglieder, Korrektoren und Aufsichtspersonen zur Verfiigung, um
einen reibungslosen Ablauf der Auswahlverfahren im Sinne von Artikel 3 des Anhangs III des Statuts
zu ermoglichen.”

Art. 5 Abs. 1 des Beschlusses tiber die Organisation und den Betrieb des EPSO bestimmt:

»Es wird ein Leitungsausschuss fiir das [EPSO] eingesetzt, der aus je einem von jedem Organ
ernannten  Mitglied sowie drei Personalvertretern besteht; letztere werden von den
Personalvertretungen der Einrichtungen einvernehmlich ernannt und nehmen an der Arbeit des
Leitungsausschusses als Beobachter teil.”

In Art. 6 des Beschlusses iiber die Organisation und den Betrieb des EPSO heif3t es:

»Der Leitungsausschuss nimmt im gemeinsamen Interesse der Organe folgende Funktionen wahr:

¢) [Er legt] mit qualifizierter Mehrheit auf der Grundlage von Vorschligen des Leiters des [EPSO]
die Grundsitze fiir die vom [EPSO] umzusetzende Personalauswahlpolitik fest.

Sachverhalt

Am 15. November 2006 veroffentlichte das EPSO die Bekanntmachung des allgemeinen
Auswahlverfahrens EPSO/AD/77/06 (ABL. C 277 A, S. 3, im Folgenden: streitiges Auswahlverfahren)
zur Bildung einer Reserveliste fir AD-Beamte im Sprachenbereich der Besoldungsgruppe AD 5, und
zwar fiir die griechische Sprache im Bereich der Ubersetzung. Gemify der Bekanntmachung des
Auswahlverfahrens mussten die Bewerber von zwei Optionen — bezeichnet als Option 1 und Option 2
— diejenige wihlen, die ihren Sprachkenntnissen entsprach. Sowohl die zweite als auch die dritte
Sprache der Bewerber musste entweder Deutsch, Englisch oder Franzdsisch sein.

Nachdem der Klager, der die griechische Staatsangehérigkeit besitzt, von Januar 1982 bis Dezember
1991 als Ubersetzer bei der Kommission der Europdischen Gemeinschaften gearbeitet hatte, bewarb er
sich in dem vorstehend genannten Auswahlverfahren fiir die Option 1.

Das Auswahlverfahren umfasste drei Phasen. Nach Titel B der Bekanntmachung des
Auswahlverfahrens bestand die erste Phase — oder Vorphase — aus zwei Zulassungstests mit jeweils 30
Multiple-Choice-Fragen, wobei der erste Test zur Beurteilung der Kenntnisse iiber die Europdische
Union, ihre Organe und ihre Politikbereiche (im Folgenden: Test a) diente und der zweite Test zur
Beurteilung der allgemeinen Fahigkeiten und Kompetenzen der Bewerber im Bereich des
sprachlogischen Denkens und des Zahlenverstindnisses (im Folgenden: Test b). Nach Titel C der
Bekanntmachung des Auswahlverfahrens bestand die zweite Phase aus schriftlichen Priifungen und
die dritte aus einer miindlichen Priifung. Nach Titel B der Bekanntmachung des Auswahlverfahrens
sollten bei der Option 1 nur die 110 Bewerber, die die besten Noten bei den Zulassungstests und in
jedem Fall die erforderlichen Mindestpunktzahlen erzielt hatten, d. h. finf von zehn Punkten im
Test a und zehn von zwanzig Punkten im Test b, aufgefordert werden, eine vollstindige Bewerbung
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einzureichen, um zur zweiten Phase des Auswahlverfahrens zugelassen zu werden; bei der Option 2
war die Zahl der Bewerber, die zur zweiten Phase zugelassen werden konnten, auf 30 festgelegt
worden.

Aus Titel D der Bekanntmachung des Auswahlverfahrens geht hervor, dass die Bewerbungen auf
elektronischem Wege eingereicht werden mussten. Genauer gesagt wurde jeder Bewerber zunichst
aufgefordert, im EDV-System des EPSO ein elektronisches Dossier mit seinen personenbezogenen
Daten anzulegen. Nach Abspeicherung seines Dossiers konnte der Bewerber einen elektronischen
Antrag auf Teilnahme an dem Auswahlverfahren einreichen. Falls der Antrag fristgerecht eingereicht
wurde, schickte das EPSO dem Bewerber eine elektronische Einladung zur Teilnahme an der
Vorphase des Auswahlverfahrens und verwies ihn sodann auf die Website eines externen
Vertragspartners, den das EPSO mit der Organisation und der Durchfithrung der Vorphase des
Auswahlverfahrens betraut hatte. Auf der Website dieses Vertragspartners hatte der Bewerber im
Zeitraum vom 10. April bis 4. Mai 2007 — dem Zeitraum, in dem die Zulassungstests in
verschiedenen Priifungszentren ablaufen sollten — ein Datum und eine Uhrzeit fiir die Priifung
elektronisch zu reservieren.

Diese Tests, die nach Titel B der Bekanntmachung des Auswahlverfahrens an Computern durchgefiihrt
wurden, fanden somit an Orten und zu Zeitpunkten statt, die fiir jeden Bewerber verschieden waren.
Auch die Fragen waren fiir jeden Bewerber verschieden und wurden nach dem Zufallsprinzip aus
einer Datenbank ausgewdhlt, die einen Fragenkatalog enthielt, der dem EPSO von einem externen
Vertragspartner gestellt wurde. Der Priifungsausschuss des streitigen Auswahlverfahrens wurde erst
nach Abschluss der Zulassungstests titig und somit erst im Stadium der schriftlichen Priifungen und
der miindlichen Priifung. Nach Titel E Ziff. 2 der Bekanntmachung des Auswahlverfahrens wurden
die Namen der Mitglieder des Priifungsausschusses 15 Tage vor Abhaltung der schriftlichen
Priifungen auf der Website des EPSO veroéffentlicht.

Nach der Teilnahme des Kldgers an den Zulassungstests teilte das EPSO ihm am 31. Mai 2007 auf
elektronischem Wege mit, dass seine Noten in den Tests a und b ,zwar den erforderlichen
Mindestpunktzahlen entsprechen oder dariiber liegen, jedoch nicht ausreichen, um zu den Bewerbern
zu gehoren, die nach den in Titel B der Bekanntmachung des Auswahlverfahrens festgelegten
Modalitaten die 110 besten Noten erzielt haben“. Nach dieser E-Mail hatte der Klager namlich 18,334
von 30 Punkten erzielt, wihrend die 110 besten, zum weiteren Verfahren zugelassenen Bewerber
mindestens 21,333 von 30 Punkten erzielt hatten.

Mit Schreiben vom 4. Juni 2007 bat der Klager das EPSO um eine Kopie seiner Antworten in den
Tests a und b und eine Kopie der Multiple-Choice-Fragen dieser Tests sowie um die Liste der
richtigen Antworten.

Das EPSO lehnte dies am 27. Juni 2007 ab, behielt sich aber vor, Erlauterungen in einen kiinftigen
»Leitfaden fiir Bewerber aufzunehmen. Das EPSO machte insbesondere einen Unterschied zwischen
den im Rahmen fritherer Auswahlverfahren durchgefithrten ,Vorauswahltests®, fiir die die Mitteilung
der Fragen und Antworten zuldssig gewesen sei, und den ,Zulassungstests“ wie denen des streitigen
Auswahlverfahrens, fiir die die Mitteilung der Fragen und Antworten zu versagen sei.

Der Klager stellte ,die Giiltigkeit und den Inhalt“ der Entscheidung des EPSO vom 31. Mai 2007 durch
Einlegung einer Beschwerde nach Art. 90 Abs. 2 des Statuts in Frage, in der er zum einen einen
Verstof$ gegen die Grundsitze der Gleichheit, der Objektivitit und der Transparenz sowie gegen die
Verpflichtung zur Begriindung der Entscheidung vom 31. Mai 2007 und zum anderen
Beurteilungsfehler riigte, die der ,Priifungsausschuss fiir die Zulassungstests (d. h. der Computer)” bei
der Korrektur seiner Zulassungstests angesichts seiner Berufserfahrung zwangsldufig begangen habe,
und das EPSO aufforderte, den Inhalt dieser Entscheidung nach Uberpriifung seiner Zulassungstests
zu Uberpriifen und ihm mitzuteilen, ob in den Zulassungstests enthaltene Fragen vom
Priifungsausschuss ,neutralisiert” worden seien und, wenn ja, welche.
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Mit E-Mail vom 26. November 2007 iibermittelte das EPSO dem Kléger in Bezug auf die Tests a und b
eine Aufstellung der Nummern der gestellten Multiple-Choice-Fragen, der Buchstaben, die den
Antworten des Klédgers entsprechen, und der Buchstaben, die den richtigen Antworten entsprechen,
ohne jedoch den Text dieser Fragen und Antworten offenzulegen. Aus diesem Dokument geht hervor,
dass der Kldger von den 30 Multiple-Choice-Fragen im Bereich des sprachlogischen Denkens und des
Zahlenverstiandnisses 16 Fragen richtig beantwortet hat, wihrend er von den 30 Fragen im Bereich der
Kenntnisse iiber die Europdische Union 23 Fragen richtig beantwortet hat.

Mit seiner Entscheidung vom 6. Dezember 2007, in der es erklérte, dass es zum einen das Dossier des
Klagers im Hinblick auf die automatische Verarbeitung seiner Zulassungstests und zum anderen die
Auswirkungen der Neutralisierung bestimmter Fragen auf seine Noten noch einmal tiberpriift habe,
wies das EPSO die Beschwerde zuriick und bestitigte seine Entscheidung vom 31. Mai 2007.
Insbesondere in Bezug auf die neutralisierten Fragen wies das EPSO darauf hin, dass tatsdchlich
sieben Fragen von einem ,beratenden Ausschuss“, dessen Aufgabe die Kontrolle der Qualitit der in
die Datenbank eingegebenen Fragen sei, neutralisiert worden seien, dass aber die Zulassungstests des
Klagers keine der neutralisierten Fragen enthalten hétten.

Antrige der Verfahrensbeteiligten und Verfahren
Der Klidger beantragt,

— die Entscheidungen des EPSO vom 31. Mai 2007 und 6. Dezember 2007 sowie alle damit
zusammenhdngenden Akte aufzuheben;

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen.

Die Kommission beantragt,

— die Klage als offensichtlich unbegriindet abzuweisen;
— dem Kldger die Kosten aufzuerlegen.

Mit Schreiben, das am 31. Juli 2008 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen ist, hat der Européische
Datenschutzbeauftragte (EDSB) beantragt, in der vorliegenden Rechtssache als Streithelfer zur
Unterstiitzung der Antrage des Kldgers zugelassen zu werden. Die Stellungnahmen der Parteien zu
diesem Antrag sind am 8. und 12. September 2008 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen.

Mit Beschluss des Préasidenten der Ersten Kammer des Gerichts vom 20. November 2008 ist der EDSB
als Streithelfer zugelassen worden. Der Streithilfeschriftsatz des EDSB ist am 29. Januar 2009 bei der
Kanzlei des Gerichts eingegangen. In diesem Schriftsatz raumte der EDSB eingangs ein, dass die
Entscheidungen {iber die Durchfithrung eines Auswahlverfahrens und die Auswahl der Bewerber fiir
die néchste Phase eines Auswahlverfahrens nicht in seinen Zustdndigkeitsbereich fielen, und stellte
sodann klar, dass seine Streithilfe daher so zu verstehen sei, dass sie sich nur auf den Antrag des
Klagers auf Zugang zu bestimmten Dokumenten des Auswahlverfahrens beziehe, zur Stiitzung seines
ersten Klagegrundes einer unzureichenden Begriindung der Entscheidungen vom 31. Mai 2007 und
6. Dezember 2007.

Die Kommission und der Kldger haben mit Schreiben vom 5. Mérz 2009 Stellungnahmen zu diesem
Streithilfeschriftsatz eingereicht.
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Parallel zur vorliegenden Klage erhob der Klager am 31. Mai 2007 Klage beim Gericht erster Instanz
gegen die Ablehnung seines Zweitantrags gemdfd Art. 8 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des
Europiischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 iiber den Zugang der Offentlichkeit zu
Dokumenten des Europdischen Parlaments, des Rates und der Kommission. Das Verfahren ist noch
anhdngig; die Rechtssache ist unter dem Aktenzeichen T-374/07 im Register der Kanzlei eingetragen.

Um die Aufbereitung der Rechtssache und den Ablauf des Verfahrens unter bestmoglichen Umstédnden
zu gewihrleisten, hat das Gericht prozessleitende Mafinahmen nach den Art. 55 und 56 der
Verfahrensordnung angeordnet. Zu diesem Zweck wurde die Kommission mit Schreiben der Kanzlei
des Gerichts vom 18. November 2009 und 8. Dezember 2009 aufgefordert, nihere Angaben zur
Zusammensetzung und Funktion des in Randnr. 26 des vorliegenden Urteils erwdhnten ,beratenden
Ausschusses” zu machen.

Mit Schreiben, die am 24. November 2009 und 14. Dezember 2009 per Fax bei der Kanzlei des
Gerichts eingegangen sind, ist die Kommission den Aufforderungen des Gerichts im Rahmen
prozessleitender Mafinahmen nachgekommen.

Zum Streitgegenstand

Der Kldger beantragt neben der Authebung der Entscheidung des EPSO vom 31. Mai 2007, mit der
ihm mitgeteilt wurde, dass er die Zulassungstests des streitigen Auswahlverfahrens nicht bestanden
habe, die Authebung der Entscheidung des EPSO vom 6. Dezember 2007, mit der seine Beschwerde
gegen die Entscheidung vom 31. Mai 2007 zuriickgewiesen wurde.

Nach standiger Rechtsprechung bewirkt die Klage eines Beamten, die formal gegen die ausdriickliche
oder stillschweigende Zuriickweisung einer Beschwerde gerichtet ist, dass das Gericht mit der
Anfechtung der beschwerenden Mafinahme befasst wird, gegen die die Beschwerde eingelegt wurde
(Urteil des Gerichtshofs vom 17. Januar 1989, Vainker/Parlament, 293/87, Slg. 1989, 23, Randnr. 8;
Urteil des Gerichts erster Instanz vom 10. Dezember 1992, Williams/Rechnungshof, T-33/91, Slg.
1992, 11-2499, Randnr. 23).

Denn eine stillschweigende oder ausdriickliche Entscheidung tiber die Zuriickweisung, die einzig und
allein diesen Inhalt hat, bestitigt nur die vom Beschwerdefithrer beanstandete Handlung oder
Unterlassung und stellt fiir sich allein keine anfechtbare Mafinahme dar (Urteil des Gerichtshofs vom
28. Mai 1980, Kuhner/Kommission, 33/79 und 75/79, Slg. 1980, 1677, Randnr. 9; Beschluss des
Gerichtshofs vom 16. Juni 1988, Progoulis/Kommission, 371/87, Slg. 1988, 3081, Randnr. 17; Urteile
des Gerichts erster Instanz vom 12. Dezember 2002, Morello/Kommission, T-338/00 und T-376/00,
Slg. OD 2002, I-A-301 und II-1457, Randnr. 34, und vom 2. Mirz 2004, Di Marzio/Kommission,
T-14/03, Slg. OD 2004, I-A-43 und 1I-167, Randnr. 54).

Eine lediglich bestitigende MafSnahme, die dann vorliegt, wenn eine Mafinahme gegeniiber einer
vorherigen beschwerenden MafSnahme nichts Neues enthdlt und somit nicht an deren Stelle getreten
ist, ist nicht beschwerend (vgl. in diesem Sinne Urteil des Gerichtshofs vom 10. Dezember 1980,
Grasselli/Kommission, 23/80, Slg. 1980, 3709, Randnr. 18; Beschluss des Gerichts erster Instanz vom
27. Juni 2000, Plug/Kommission, T-608/97, Slg. OD 2000, I-A-125 und II-569, Randnr. 23; Urteil
Di Marzio/Kommission, Randnr. 54).

Gleichwohl ist wiederholt entschieden worden, dass eine ausdriickliche Entscheidung tiber die
Zuriickweisung einer Beschwerde in Anbetracht ihres Inhalts mdglicherweise die vom Klédger
angefochtene MafSnahme nicht lediglich bestdtigt. Das ist der Fall, wenn die Entscheidung iiber die
Zuriickweisung der Beschwerde eine Uberpriifung der Lage des Kligers aufgrund neuer rechtlicher
oder tatsdchlicher Umsténde enthdlt oder die urspriingliche Entscheidung éndert oder vervollstandigt.
In diesen Féllen stellt die Zuriickweisung der Beschwerde eine Handlung dar, die der Kontrolle durch
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das Gericht unterliegt, das diese Handlung bei der Beurteilung der Rechtmafligkeit der angefochtenen
Mafinahme beriicksichtigt (Urteile des Gerichts erster Instanz vom 10. Juni 2004,
Eveillard/Kommission, T-258/01, Slg. OD 2004, I-A-167 und II-747, Randnr. 31, und vom 7. Juni
2005, Cavallaro/Kommission, T-375/02, Slg. OD 2005, I-A-151 und 1I-673, Randnrn. 63 bis 66; Urteil
des Gerichts vom 9. September 2008, Ritto/Kommission, F-18/08, Slg. OD 2008, I-A-1-281
und II-A-1-1495, Randnr. 17) oder sie sogar als eine beschwerende Mafinahme ansieht, die an die
Stelle der angefochtenen Mafinahme tritt (vgl. in diesem Sinne Urteil Kuhner/Kommission, Randnr. 9;
Urteile Morello/Kommission, Randnr. 35, und des Gerichts erster Instanz vom 14. Oktober 2004,
Sandini/Gerichtshof, T-389/02, Slg. OD 2004, I-A-295 und 1I-1339, Randnr. 49).

Im vorliegenden Fall wird in der Entscheidung vom 6. Dezember 2007 die Weigerung des EPSO
bestdtigt, den Namen des Kldgers zu den Namen der 110 Bewerber hinzuzufiigen, die bei den
Zulassungstests des streitigen Auswahlverfahrens die besten Noten erzielt haben; dariiber hinaus wird
darin das Vorbringen des Klédgers zuriickgewiesen und diese Weigerung eingehender gerechtfertigt.
Waihrend némlich die Entscheidung vom 31. Mai 2007 sich darauf beschriankt, dem Klager
mitzuteilen, dass er die Zulassungstests des streitigen Auswahlverfahrens nicht bestanden habe, ist die
Entscheidung vom 6. Dezember 2007 im Gegensatz dazu auf mehrere Griinde gestiitzt, die in der
Entscheidung vom 31. Mai 2007 nicht enthalten waren. Auflerdem enthdlt die Entscheidung vom
6. Dezember 2007 die neue Tatsache der Neutralisierung bestimmter Fragen im Rahmen der
Zulassungstests.

Unter diesen Umstédnden stellt die Entscheidung vom 6. Dezember 2007, die die Entscheidung vom
31. Mai 2007 vervollstindigt, keine bestitigende MafSnahme dieser Entscheidung dar und ist bei der
Kontrolle der Rechtmaifligkeit, die das Gericht auszuiiben hat, zu beriicksichtigen.

Somit ist davon auszugehen, dass die Klage bewirkt, dass das Gericht mit dem Antrag auf Aufhebung
der Entscheidung vom 31. Mai 2007, wie sie durch die Entscheidung vom 6. Dezember 2007
vervollstindigt wird (im Folgenden: angefochtene Entscheidungen), befasst ist.

Zum Antrag auf Aufhebung der angefochtenen Entscheidungen

Vorab ist festzustellen, dass der Antrag auf Authebung der Entscheidung vom 31. Mai 2007, auch
wenn sich diese darauf beschrinkt, dem Kldger mitzuteilen, dass er die Zulassungstests des streitigen
Auswahlverfahrens nicht bestanden hat, so zu verstehen ist, dass er die Entscheidung selbst betrifft,
mit der der Klager von dem Verzeichnis der 110 Bewerber, die die besten Noten bei den fraglichen
Zulassungstests erzielt haben, ausgeschlossen wurde.

Der Klager stiitzt seinen Antrag auf Authebung der angefochtenen Entscheidungen auf vier
Klagegriinde: erstens, Begriindungsmangel der fraglichen Entscheidungen, zweitens, fehlende Befugnis
des EPSO zum Ausschluss von Bewerbern wiahrend der Vorphase des streitigen Auswahlverfahrens,
drittens, Verstof$ gegen die Grundsitze der Gleichheit, der Objektivitit und der Verhéltnismafiigkeit,
und viertens, offensichtlicher Beurteilungsfehler.

Zunichst ist der zweite Klagegrund zu priifen.

Vorbringen der Parteien

Der Klager tragt vor, dass das EPSO nicht befugt gewesen sei, die Themen der Zulassungstests in der
Vorphase auszuwihlen, da die Auswahl der Themen zum Wesensgehalt der Priffungen gehore und in
die Zustdndigkeit des Priifungsausschusses falle. Das EPSO habe sich damit unrechtméfliig die
Befugnisse eines ,Priifers“ angemafSt, die nur dem Priifungsausschuss fiir das Auswahlverfahren
zukommen diirften. Nach dem Beschluss iiber die Organisation und den Betrieb des EPSO sei das
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EPSO némlich ausschlieflilich damit beauftragt, die Auswahlverfahren ,durchzufithren®, d. h.
gemeinsam mit den Organen den Personalbedarf festzustellen, die Bekanntmachung der
Auswahlverfahren zu verdffentlichen, den reibungslosen Ablauf des Auswahlverfahrens zu
gewidhrleisten, die technische und materielle Infrastruktur zu stellen, die Nutzung der Eignungslisten
zu kontrollieren und Jahresberichte tiber seine Tétigkeiten zu erstellen. Im vorliegenden Fall habe das
EPSO jedoch seine so definierten Befugnisse {iberschritten, und der Priifungsausschuss habe nicht nur
die Themen nicht festgelegt, sondern sei in der Vorphase des Auswahlverfahrens tiberhaupt nicht titig
geworden, was in Anbetracht der Rechtsprechung iiber die Bestédndigkeit der Zusammensetzung von
Prifungsausschiissen (Urteil des Gerichts erster Instanz vom 23. Mérz 2000, Gogos/Kommission,
T-95/98, Slg. OD 2000, I-A-51 und II-219) erst recht einen Verstof} gegen diese Rechtsprechung
darstellen misse. Das Nichttitigwerden des Priiffungsausschusses fiir das Auswahlverfahren in diesem
Stadium wiege umso schwerer, als die Vorphase des streitigen Auswahlverfahrens die schwierigste
Phase sei, insbesondere in Anbetracht der hohen Zahl ausgeschlossener Bewerber.

Nach Ansicht der Kommission unterscheiden sich die Zulassungstests in der Vorphase, von den
eigentlichen Priifungen, denen sie vorausgingen; der Priifungsausschuss werde erst bei der
Durchfithrung dieser eigentlichen Priifungen titig. Der Umstand, dass der Priifungsausschuss die
Fragen im Rahmen der schriftlichen Priifungen und der miindlichen Priifung festlege, bedeute nicht,
dass das EPSO nicht die Fragen im Stadium der Zulassungstests in der Vorphase festlegen konne.
Daher behaupte der Kldger zu Unrecht, dass der Priifungsausschuss die Fragen nicht festgelegt und
seinen Auftrag in der Vorphase des streitigen Auswahlverfahrens nicht erfiillt habe, da diese Phase
lediglich die Zulassungstests betreffe. Der Klager verweise auch zu Unrecht auf das Urteil
Gogos/Kommission, da zwischen dem vorliegenden Fall und dieser Rechtssache keine Verbindung
bestehe, sowohl unter dem Aspekt des Bestehens des Priifungsausschusses im Rahmen der
Zulassungstests als auch unter dem Aspekt der Zusammensetzung des Priifungsausschusses. Nach der
Rechtsprechung verfiige das EPSO jedenfalls bei der Festlegung der Bedingungen und
Durchfithrungsmodalititen eines Auswahlverfahrens iiber ein weites Ermessen. So habe das Gericht
erster Instanz in einem Urteil vom 26. Oktober 2004, Falcone/Kommission (T-207/02, Slg. OD 2004,
I-A-305 und II-1393, Randnrn. 38 bis 40) (im Folgenden: Urteil Falcone), entschieden, dass die
Durchfithrung einer ersten Phase, in der eine Vorauswahl der Bewerber erfolge, d. h. einer Vorphase,
die dazu dienen solle, dass nur diejenigen Bewerber beriicksichtigt wiirden, die die besten Noten erzielt
hitten, im Ermessen des EPSO stehe und dass dies mit den Art. 4 und 5 des Anhangs III des Statuts
und mit dem Grundsatz der ordnungsgemaiflen Verwaltung vereinbar sei. In dieser Rechtssache sei die
erfolgreiche Absolvierung der Vorauswahlpriifung in Wirklichkeit die Voraussetzung fiir die Teilnahme
an den schriftlichen Priiffungen und der miindlichen Priifung gewesen. Im vorliegenden Verfahren
seien die Zulassungstests eine Voraussetzung fiir die Zulassung zu den schriftlichen Priifungen und
der miindlichen Priifung gewesen. Zwar habe in dem Fall, der dem Urteil Falcone zugrunde liege, die
Prifung in der Vorphase aus einem Vorauswahltest bestanden, wihrend es sich in der vorliegenden
Rechtssache um Zulassungstests handele, doch bleibe der Grundsatz derselbe.

Wiirdigung durch das Gericht

Vorab ist darauf hinzuweisen, dass das Statut der Einstellung von Beamten eine besondere Bedeutung
beimisst, indem es insbesondere — wie in Art. 27 — verlangt, dass sie in Bezug auf Befihigung, Leistung
und Integritit hochsten Anspriichen geniigen. Zwar gilt dies nach Art. 12 Abs. 1 der
Beschiftigungsbedingungen fiir die sonstigen Bediensteten der Europdischen Union auch fiir die
Einstellung von Bediensteten auf Zeit, doch ist festzustellen, dass den genannten Eigenschaften bei
Beamten ganz besondere Bedeutung zukommt, da diese zum einen dazu berufen sind, den Grof3teil
der Aufgaben der Europédischen Union zu erfiillen, und zum anderen, sich fiir ihre gesamte berufliche
Laufbahn fiir den Dienst der Européischen Union zu entscheiden.
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Um das in Art. 27 des Statuts festgelegte Ziel zu erreichen, hat der Gesetzgeber zunéchst in Art. 28 die
sechs unerlasslichen Voraussetzungen festgelegt, die eine Person erfiillen muss, um zum Beamten
ernannt zu werden; sodann hat er in Art. 29 vorgesehen, dass die Einstellung von Beamten in der
Regel mittels eines Auswahlverfahrens erfolgt, und in Art. 30, dass die Anstellungsbehorde fiir jedes
Auswahlverfahren einen Priifungsausschuss bestellt, der ein Verzeichnis der geeigneten Bewerber
aufstellt, und dartiber hinaus hat er in Anhang III des Statuts das Auswahlverfahren im Einzelnen
geregelt.

Insbesondere aus Anhang III des Statuts geht hervor, dass die Regelung des Auswahlverfahrens auf
dem Grundsatz der Aufteilung der Zustindigkeiten zwischen der Anstellungsbehorde und dem
Priifungsausschuss fiir das Auswahlverfahren beruht. Diese Dyarchie des Statuts stellt eine
Selbstbeschrankung der Administrativgewalt dar und ldsst in dem Bestreben, die Transparenz des
Verfahrens zur Auswahl des Personals der Union zu wahren, die Absicht des Gesetzgebers erkennen,
im Statut die sensible Aufgabe der Auswahl des fraglichen Personals nicht der Verwaltung allein
vorzubehalten, sondern iiber den Priifungsausschuss (in dem auch die Verwaltung vertreten ist) daran
auch Personen teilhaben zu lassen, die auflerhalb der Verwaltungshierarchie stehen, insbesondere
Vertreter des Personals.

Im Rahmen dieser Aufteilung der Zusténdigkeiten ist es Sache der Anstellungsbehorde, wie sich dies
insbesondere aus Art. 1 Abs. 1 und Art. 4 des Anhangs III des Statuts ergibt, zum einen die
Stellenausschreibung anzuordnen, und zwar nach Anhérung des Paritdtischen Ausschusses, und zum
anderen das Verzeichnis der Bewerber aufzustellen, die die ersten drei in Art. 28 des Statuts
genannten Voraussetzungen fiir eine Ernennung zum Beamten erfiillen.

Nachdem die Anstellungsbehorde dieses Verzeichnis dem Vorsitzenden des Priifungsausschusses
Uibermittelt hat, ist es sodann Sache des Priifungsausschusses selbst, wie dies aus Art. 5 des
Anhangs III des Statuts hervorgeht, erstens das Verzeichnis der Bewerber aufzustellen, die den
Bedingungen der Stellenausschreibung entsprechen, zweitens die Priifungen vorzunehmen und
drittens das Verzeichnis der geeigneten Bewerber aufzustellen und es der Anstellungsbehorde
zuzuleiten.

Angesichts dieser entscheidenden Aufgabe, mit der der Priiffungsausschuss fiir das Auswahlverfahren
betraut ist, hat der Gesetzgeber im Statut sowohl in Bezug auf die Errichtung und die
Zusammensetzung des Priifungsausschusses als auch in Bezug auf dessen Arbeitsweise eine Reihe von
Garantien vorgesehen.

So ist in Bezug auf die Einsetzung und die Zusammensetzung des Priifungsausschusses in Art. 30 des
Statuts und in Art. 3 des Anhangs III des Statuts vorgesehen, dass erstens die Anstellungsbehorde fiir
jedes Auswahlverfahren einen Priifungsausschuss bestellt, dass zweitens mit Ausnahme des
Vorsitzenden des Priifungsausschusses die tibrigen Mitglieder in gleicher Zahl von der Verwaltung
und von der Personalvertretung benannt werden miissen, dass drittens die unter den Beamten
ausgewidhlten Mitglieder des Priifungsausschusses mindestens der gleichen Funktions- und
Besoldungsgruppe angehdren miissen, die fiir den zu besetzenden Dienstposten vorgesehen ist, und
dass viertens einem Priifungsausschuss, der mehr als vier Mitglieder zahlt, mindestens zwei Mitglieder
jedes Geschlechts angehoren miissen.

Abgesehen von der sich aus den allgemeinen Grundsétzen des Unionsrechts fiir den Priifungsausschuss
ergebenden Verpflichtung, z. B. zur Beachtung des Grundsatzes der Gleichbehandlung der Bewerber
sowie des Grundsatzes der Objektivitit bei deren Bewertung oder des Grundsatzes der Bestandigkeit
der Zusammensetzung des Priifungsausschusses (vgl. Urteil Gogos/Kommission und Urteil des
Gerichts erster Instanz vom 5. April 2005, Christensen/Kommission, T-336/02, Slg. OD 2005, I-A-75
und II-341, Randnr. 38 und die dort angefithrte Rechtsprechung), sieht, was die Arbeitsweise des
Prifungsausschusses anbelangt, Art. 6 des Anhangs III des Statuts ausdriicklich die Geheimhaltung
der Arbeiten dieses Ausschusses vor, und zwar gerade zu dem Zweck, dessen Unabhingigkeit und die
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Objektivitit seiner Arbeiten dadurch zu gewihrleisten, dass er vor allen dufleren Einmischungen und
Pressionen geschiitzt wird, gleichgiiltig, ob diese von der Verwaltung, von den beteiligten Bewerbern
oder von Dritten ausgehen (Urteil des Gerichtshofs vom 28. Februar 1980, Bonu/Rat, 89/79, Slg. 1980,
553, Randnr. 5).

Auf die Aufteilung der Zustdndigkeiten zwischen der Anstellungsbehorde und dem Priifungsausschuss,
wie sie in den vorstehenden Randnummern beschrieben ist, hat sich die Errichtung des EPSO im Jahre
2002 nicht ausgewirkt; dessen Griindungsakt sieht in Art. 2 ausdriicklich vor, dass das EPSO die
Befugnisse der Personalauswahl ausiibt, die den Anstellungsbehorden im Bereich der
Auswahlverfahren tibertragen worden sind. Ferner geht aus Art. 7 des Anhangs III des Statuts hervor,
dass die Aufgaben des EPSO in Bezug auf den Ablauf der Auswahlverfahren fiir die Einstellung von
Beamten im Wesentlichen organisatorischer Natur sind. Dieser Befund steht nicht im Widerspruch zu
den spezifischen Vorschriften, die in den Beschliissen iiber die Errichtung des EPSO und iber die
Organisation und den Betrieb des EPSO enthalten sind, auch wenn diese Beschliisse stellenweise
Formulierungen, die irrefithrend sein konnen, enthalten, wie beispielsweise, dass das EPSO ,die
Verzeichnisse der geeigneten Bewerber ... auf[stellt]“ (was den Eindruck erweckt, das EPSO sei befugt,
zu bestimmen, welche Bewerber in dieses Verzeichnis aufzunehmen sind), da die fraglichen Beschliisse
jedenfalls gegeniiber den Vorschriften des Statuts nachrangig sind.

Jedenfalls liegen sowohl die Auswahl als auch die Beurteilung der Themen der im Rahmen eines
Auswahlverfahrens gestellten Fragen auflerhalb der Zustdndigkeit des EPSO. Diese Schlussfolgerung
ergibt sich zwingend aus dem in der vorstehenden Randnummer Ausgefithrten und wird dadurch
bestitigt, dass in Art. 7 des Anhangs III des Statuts jegliche Bezugnahme auf eine Aufgabe des EPSO
fehlt, die die Bestimmung oder die Definition ,des Inhalts der Priifungen” von Auswahlverfahren fiir
die Einstellung von Beamten beriihrt, wiahrend derselbe Art. 7 im Gegensatz dazu dem EPSO solche
Aufgaben insbesondere in Abs. 2 Buchst. ¢ fiir den Bereich der Zertifizierung von Beamten oder in
Abs. 4 fiir den Bereich der Auslese von Bediensteten auf Zeit und Vertragsbediensteten ausdriicklich
zuweist.

Folglich sind zwar die dem EPSO iibertragenen Aufgaben dazu angetan, diese Einrichtung zu einem
wichtigen Akteur bei der Festlegung und Durchfithrung der Politik der Union im Bereich der
Personalauswahl zu machen; in Bezug auf den Ablauf von Auswahlverfahren fiir die Einstellung von
Beamten dagegen bleibt die Funktion des EPSO, die durchaus insoweit bedeutend ist, als das EPSO
den Priifungsausschuss unterstiitzt, jedenfalls subsididar gegeniiber der Funktion des
Priifungsausschusses, an dessen Stelle das EPSO im Ubrigen nicht treten kann.

In der vorliegenden Rechtssache riigt der Kléger, dass er von dem streitigen Auswahlverfahren
ausgeschlossen worden sei, nachdem er die Zulassungstests nicht bestanden habe, deren Themen
nicht von dem Priifungsausschuss fiir das streitige Auswahlverfahren ausgewihlt worden seien,
sondern vom EPSO, das fiir diese Themenauswahl nicht zustindig gewesen sei. Die Kommission
entgegnet im Wesentlichen, dass die Vorschriften des Statuts iiber die Aufgaben des
Priiffungsausschusses und iiber die fiir diesen geltenden Garantien auf die fraglichen Zulassungstests
nicht anwendbar gewesen seien, die nicht Teil des eigentlichen Auswahlverfahrens gewesen seien,
sondern zu einer Vorphase dieses Auswahlverfahrens gehort hétten, deren Ziel die Auswahl der
Personen gewesen sei, die zu dem fraglichen Auswahlverfahren zugelassen wiirden.

Der Ansicht der Kommission kann nicht gefolgt werden.
Aus den Akten ergibt sich namlich, dass von den — beide Optionen zusammengenommen — 1772
Bewerbern, die einen Termin fiir die Zulassungstests des streitigen Auswahlverfahrens reserviert

haben, lediglich 140 nach Titel B der Bekanntmachung des Auswahlverfahrens dazu aufgefordert
werden konnten, eine vollstindige Bewerbung einzureichen, um zur zweiten Phase des
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Auswahlverfahrens zugelassen zu werden. Ein Verfahren, das dazu fiihrt, dass tiber 90 % der Bewerber
nicht aus formellen Griinden ausgeschlossen werden, sondern weil ihre Antworten in Tests nicht
hinreichend zufriedenstellend waren, gehort aber zum Wesenskern eines Auswahlverfahrens.

Dass die Zulassungstests den Charakter eines ,Auswahlverfahrens“ haben, ist umso offenkundiger, als
es in der vorliegenden Rechtssache — wie in Titel B der Bekanntmachung des Auswahlverfahrens
vorgesehen — nicht ausreichte, in den fraglichen Tests die Durchschnittsnote zu erzielen, sondern es
in Bezug auf die Option 1 (die der Kldger gewdhlt hatte) fiir die Zulassung zur zweiten Phase des
Auswahlverfahrens erforderlich war, zu den 110 Bewerbern zu gehoren, die die besten Noten bei den
Zulassungstests erzielt hatten. Diese vergleichende Natur der Tests in der Vorphase ist eng verbunden
mit dem Begriff des Auswahlverfahrens, wie im Urteil des Gerichts erster Instanz vom 2. Mai 2001,
Giulietti u. a./Kommission (T-167/99 und T-174/99, Slg. OD 2001, I-A-93 und II-441, Randnr. 81),
klar herausgestellt worden ist, den Ausfithrungen des Gerichtshofs im Urteil vom 4. Juli 1996,
Parlament/Innamorati, C-254/95 P (Slg. 1996, 1-3423, Randnr. 28), folgend.

Auch wenn die Korrektur der Zulassungstests, wie die Kommission vortrdgt, per Computer
durchgefithrt worden ist und folglich auf einem automatisierten Verfahren ohne subjektiven
Bewertungsspielraum beruht, #ndert dies im Ubrigen nichts daran, dass der Ablauf dieses
automatisierten Verfahrens insofern Entscheidungen in der Sache verlangt hat, als der in Randnr. 26
des vorliegenden Urteils erwdhnte ,beratende Ausschuss“ zum einen den Schwierigkeitsgrad der in
den Zulassungstests gestellten Multiple-Choice-Fragen festgelegt und zum anderen bestimmte Fragen
neutralisiert hat, wie ebenfalls in Randnr. 26 angegeben. Dabei handelt es sich aber offensichtlich um
Aufgaben, die normalerweise dem Priifungsausschuss fiir ein Auswahlverfahren obliegen.

Soweit sich auflerdem die Kommission auf das Urteil Falcone beruft, ist festzustellen, dass dieses nicht
einschlédgig ist. Das Gericht hat ndmlich in diesem Urteil im Wesentlichen lediglich das Ermessen der
Anstellungsbehorde anerkannt, ein Auswahlverfahren einzuleiten, das, wie im vorliegenden Fall, aus
zwei gesonderten Phasen bestand, ndmlich einer ersten Vorauswahlphase auf der Grundlage von
Multiple-Choice-Fragen und einer zweiten Phase, dem eigentlichen Auswahlverfahren, fiir die die
erfolgreiche Absolvierung der ersten Phase Voraussetzung war und zu der nur eine begrenzte Zahl
von Bewerbern zugelassen wurde. Die Begriindung des vorliegenden Urteils zieht ein solches
Ermessen der Anstellungsbehorde in keiner Weise in Zweifel. Die hier erorterte Frage geht dahin, ob
die erste Phase eines Auswahlverfahrens, wie die im Urteil Falcone oder im vorliegenden Fall
erwahnte, vom EPSO allein und ohne jede Beteiligung des Priifungsausschusses durchgefiihrt und
abgeschlossen werden kann. Nicht nur wird diese Frage im Urteil Falcone in keiner Weise
angesprochen, sondern es ist dariiber hinaus darauf hinzuweisen, dass in der Rechtssache, in der
dieses Urteil ergangen ist, der Priifungsausschuss den Ablauf der gesamten Priifungen des
Auswahlverfahrens, d. h. auch derjenigen der ersten Phase, tiberwacht und beaufsichtigt hatte.
Auflerdem war, wie die Kommission in der miindlichen Verhandlung eingeraumt hat, nach der vor
Errichtung des EPSO geltenden Regelung der Ablauf der Vorauswahltests, die den Zulassungstests im
vorliegenden Fall entsprachen, ausschliefllich dem Priifungsausschuss fiir das Auswahlverfahren
anvertraut.

Aus dem Vorstehenden ergibt sich, dass der Kldger von der zweiten Phase des Auswahlverfahrens nach
Abschluss eines von einer unzustindigen Stelle durchgefithrten Verfahrens und aufgrund einer von
eben dieser Stelle getroffenen Entscheidung ausgeschlossen worden ist. Die fragliche Entscheidung ist
daher aufzuheben.

Etwas anderes konnte nur gelten, wenn das EPSO oder der in Randnr. 26 des vorliegenden Urteils

erwdhnte ,beratende Ausschuss“ als ,Priifungsausschuss® im Sinne des Statuts angesehen werden
konnten. Dies ist jedoch offensichtlich nicht der Fall.
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Wie namlich die Kommission selbst in Randnr. 4 ihrer Klagebeantwortung einrdaumt, gibt es einen
Priifungsausschuss fiir das streitige Auswahlverfahren, dessen Mitglieder 15 Tage vor dem Tag der
schriftlichen Priifung namentlich mitgeteilt worden seien. Dieser Priifungsausschuss sei jedoch erst in
der zweiten Phase des Auswahlverfahrens titig geworden, da das EPSO die Zulassungstests
durchgefithrt und beaufsichtigt habe, ,in deren Rahmen der Priifungsausschuss keine Funktion
tibernahm®.

AufSerdem stehen sowohl die Vielzahl der Aufgaben des EPSO (die im Wesentlichen in der Beratung
und Unterstiitzung der Organe bestehen) als auch seine Zusammensetzung (ein Leitungsausschuss,
der ausschliefSlich aus von den Organen ernannten Mitgliedern besteht, wihrend die drei
Personalvertreter lediglich Beobachterstatus haben) jedem Versuch entgegen, das EPSO mit einem
Pritfungsausschuss zu vergleichen, dessen Zusammensetzung parititisch zu sein hat und der — fir
jedes Auswahlverfahren bestellt - die genau festgelegte Aufgabe hat, das betreffende
Auswahlverfahren zu Ende zu fiithren.

Schliefllich hat die Kommission nicht nur nie behauptet, dass das EPSO und der in Randnr. 26 des
vorliegenden Urteils erwdhnte ,beratende Ausschuss® die Funktionen eines Priifungsausschusses
erfiillt oder Ahnlichkeiten mit einem Priifungsausschuss gehabt hitten, sondern dies im Gegenteil in
Bezug auf den ,beratenden Ausschuss” in ihrem Antwortschreiben vom 24. November 2009 auf die in
Randnr. 33 des vorliegenden Urteils genannten prozessleitenden MafSnahmen ausdriicklich verneint.

Daraus folgt, dass das EPSO in Ermangelung einer Anderung des Statuts, mit der ihm ausdriicklich
Aufgaben iibertragen werden, die bisher dem Priiffungsausschuss fiir ein Auswahlverfahren obliegen,
nicht tber die Befugnis fiir die Ausfiihrung solcher Aufgaben verfiigt, insbesondere derjenigen
Aufgaben, die bei der Einstellung von Beamten die Festlegung des Inhalts der Priiffungen und deren
Korrektur berithren, einschliefllich der Prifungen in Form von Multiple-Choice-Fragen zur
Beurteilung der Fahigkeit zu sprachlogischem Denken und des Zahlenverstindnisses und/oder der
Allgemeinkenntnisse und der Kenntnisse {iber die Europdische Union, auch wenn diese Tests als
Tests fiir die ,Zulassung” der Bewerber zu den schriftlichen Priifungen und der miindlichen Priifung
des Auswahlverfahrens dargestellt werden. Dies gilt erst recht, wenn, wie im vorliegenden Fall, die
Zahl der zu den schriftlichen Priifungen des Auswahlverfahrens zugelassenen Bewerber nur ein
minimaler Prozentsatz der Bewerber der Vorphase ist.

Im Ubrigen trifft es zwar zu, dass mit der Erweiterung der Union und der Zunahme der Zahl der
Bewerber bei den Auswahlverfahren zur Einstellung von Beamten die Arbeitsbelastung der
Priifungsausschiisse spiirbar steigt, doch éndert dies nichts daran, dass die zusétzliche Arbeit, die die
Uberwachung und die Beaufsichtigung der Zulassungstests in der Vorphase fiir einen
Prifungsausschuss mit sich bringen wiirde, auch dann, wenn schliefSlich eine begrenzte Zahl von
Bewerbern zu diesen Priifungen zugelassen wiirde, nur einen geringen Anteil im Vergleich zu der
umfangreichen Arbeitsbelastung ausmachen wiirde, die die schriftlichen und miindlichen Priifungen
erfordern wiirden.

Nach alledem sind die angefochtenen Entscheidungen aufzuheben.

Zur Zulassigkeit des Antrags auf Aufthebung aller damit zusammenhidngenden Akte

Dieser Antrag ist als unzuldssig zuriickzuweisen, da er sich darauf beschrankt, unprézise auf
Entscheidungen des EPSO zu verweisen, die nicht genau feststellbar sind (vgl. in diesem Sinne
Beschluss des Gerichts erster Instanz vom 24. Mirz 1993, Benzler/Kommission, T-72/92, Slg. 1993,
1I-347, Randnrn. 16, 18 und 19). Die Kommission wird jedoch die Konsequenzen aus der Aufthebung
der angefochtenen Entscheidungen durch das Gericht zu ziehen und alle mit diesen
zusammenhdngenden Akte zuriickzunehmen haben, soweit eine solche Riicknahme nach Art. 233 EG
geboten ist.
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Kosten

Nach Art. 87 Abs. 1 der Verfahrensordnung ist vorbehaltlich der tibrigen Bestimmungen des Achten
Kapitels des Zweiten Titels der Verfahrensordnung die unterliegende Partei auf Antrag zur Tragung
der Kosten zu verurteilen. Nach Art. 87 Abs. 2 kann das Gericht aus Griinden der Billigkeit
entscheiden, dass eine unterliegende Partei zur Tragung nur eines Teils der Kosten oder gar nicht zur
Tragung der Kosten zu verurteilen ist. Nach Art. 89 Abs. 4 der Verfahrensordnung triagt der
Streithelfer seine eigenen Kosten.

Aus den Griinden des vorliegenden Urteils ergibt sich, dass die Kommission unterlegen ist. Auflerdem
hat der Klager ausdriicklich beantragt, der Beklagten die Kosten aufzuerlegen. Da die Umstdnde des
vorliegenden Falls die Anwendung von Art. 87 Abs. 2 der Verfahrensordnung nicht rechtfertigen, sind
der Kommission die Kosten aufzuerlegen. In Bezug auf den EDSB, den Streithelfer, ist zu entscheiden,
dass er die ihm entstandenen Kosten selbst zu tragen hat.
Aus diesen Griinden
hat
DAS GERICHT FUR DEN OFFENTLICHEN DIENST (Erste Kammer)
fiir Recht erkannt und entschieden:
1. Die Entscheidungen des Europidischen Amts fiir Personalauswahl vom 31. Mai 2007 und
6. Dezember 2007, mit denen Herr Pachtitis von dem Verzeichnis der 110 Bewerber
ausgeschlossen wurde, die bei den Zulassungstests des allgemeinen Auswahlverfahrens

EPSO/AD/77/06 die besten Noten erzielt hatten, werden aufgehoben.

2. Die Europiische Kommission trigt ihre eigenen Kosten sowie die Kosten von Herrn
Pachtitis.

3. Der Europidische Datenschutzbeauftragte trigt als Streithelfer seine eigenen Kosten.
Gervasoni Tagaras Kreppel

Verkiindet in offentlicher Sitzung in Luxemburg am 15. Juni 2010.

Die Kanzlerin Der Prisident der Zweiten
W. Hakenberg Kammer
H. Tagaras

16 ECLILEU:F:2010:51



	Urteil des Gerichts für den öffentlichen Dienst der Europäischen Union (Erste Kammer)
	Urteil
	Rechtlicher Rahmen
	Sachverhalt
	Anträge der Verfahrensbeteiligten und Verfahren
	Zum Streitgegenstand
	Zum Antrag auf Aufhebung der angefochtenen Entscheidungen
	Vorbringen der Parteien
	Würdigung durch das Gericht

	Zur Zulässigkeit des Antrags auf Aufhebung aller damit zusammenhängenden Akte
	Kosten



